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Rülke: Peinliche Flickschusterei von Grün-Schwarz beim Bleiberecht

Keine Rechts- und Planungssicherheit für betroffene Unternehmen.

Zur Einigung der Regierungsfraktionen beim Bleiberecht und den Änderungen des Polizeigesetzes erklärt
der Vorsitzende der FDP/DVP Fraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke:

„Die jetzt verkündete Regelung beim Bleiberecht für gut integrierte Flüchtlinge ist eine peinliche
Flickschusterei der grün-schwarzen Landesregierung. Die Härtefallkommission wird von CDU und Grünen
für ihre eigenen politischen Machtspielchen missbraucht. Dabei besteht diese Kommission nur aus
ehrenamtlichen Mitgliedern, die bislang jährlich einige wenige hundert Fälle prüfen. Nun wird sie mit
Anträgen aller Art geflutet werden und ist diesem Ansturm nicht gerüstet. In diesem Fahrwasser werden
auch viele schlecht integrierte Asylbewerber Anträge stellen und so ihre fällige Abschiebung weiter
hinauszögern. Ihren langfristigen Aufenthalt in Deutschland haben sie Innenminister Strobl zu
verdanken.

Auch für die betroffenen Unternehmen schafft die Lösung keine Planungssicherheit. Unternehmen
werden nun Anwälte beschäftigen müssen, die entsprechende Anträge stellen werden. Das verursacht
Kosten, schafft aber keine Rechtssicherheit. Vor allen für kleinere Unternehmen ist dies eine zu große
bürokratische und finanzielle Hürde.

Die FDP/DVP Fraktion hat von Anfang an gefordert, durch Ermessensvorgaben an die Ausländerbehörden
echte Rechtssicherheit zu schaffen. So würden die wenigen tatsächlich gut integrierten abgelehnten
Asylbewerber eine Bleibeperspektive erhalten und der Rest rasch abgeschoben. Diese Lösung wird in
anderen Bundesländern praktiziert, von zahlreichen renommierten Juristen begrüßt und entspricht den
Interessen der Wirtschaft. Dies hat Innenminister Strobl gezielt verhindert, um auf Kosten von
Unternehmen seine Abschiebezahlen zu verbessern. Nutznießer sind aber die kriminellen und schlecht
integrierten Asylbewerber, deren Abschiebung Strobl schon jetzt nicht vernünftig hinbekommt und die
nun noch bessere Aufenthaltschancen bekommen.

Was die angebliche ‚Polizeireform‘ angeht, so scheint am Ende von zwei Jahren Arbeit Herrn Strobl
gerade einmal zwei kleinere Änderungen auf den Weg zu bringen. Die vollmundigen Ankündigungen von
Strobl haben genauso viel mit der Realität zu tun wie die von Baron Münchhausen. Die
Verhältnismäßigkeit bei Einsätzen von Bodycams in geschlossenen Räumen sehen wir jedenfalls
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kritisch.“


